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LANDESGESETZBLATT 
FÜR DAS BURGENLAND 

Jahrgang 2007 Ausgegeben und versendet am 2. April 2007 11. Stück 

21.  Gesetz vom 1. Feber 2007, mit dem das Grundsteuerbefreiungsgesetz 1995 geändert wird  
(XIX. Gp. RV 353 AB 364) 

22.  Gesetz vom 1. Feber 2007, mit dem das Flurverfassungs-Landesgesetz geändert wird 
(XIX. Gp. RV 359 AB 371) [CELEX Nr. 32003L0035] 

23.  Gesetz vom 1. Feber 2007, mit dem das Burgenländische Raumplanungsgesetz geändert wird 
(XIX. Gp. IA 352 AB 367) 

 

21. Gesetz vom 1. Feber 2007, mit dem das Grundsteuerbefreiungsgesetz 1995 geändert wird 

Der Landtag hat beschlossen: 

Das Grundsteuerbefreiungsgesetz 1995, LGBl. Nr. 58, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 lautet: 

„§ 1 
Gegenstand der Befreiung 

(1) Für Neubauten von Eigenheimen, Wohnungen und Wohnheimen sowie für Aufbauten bestehender 
Bauten, wenn hiedurch eine neue Wohnung geschaffen wird, für die eine Zusicherung der Förderung nach 
den Bestimmungen des Wohnbauförderungsgesetzes 1968, BGBl. Nr. 280/1967, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. Nr. 800/1993, des Wohnbauförderungsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 482, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 131/2001, und des Bgld. Wohnbauförderungsgesetzes 1991 - 
BWFG 1991, LGBl. Nr. 53, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 55/2004, sowie des Burgenlän-
dischen Wohnbauförderungsgesetzes 2005 - Bgld. WFG 2005, LGBl. Nr. 1, in der jeweils geltenden 
Fassung, erteilt wurde, wird eine zeitliche Befreiung von der Grundsteuer gewährt. 

(2) Für Neubauten von Eigenheimen, Wohnungen und Wohnheimen sowie für Aufbauten bestehender 
Bauten, wenn hiedurch eine neue Wohnung geschaffen wird, die ohne Inanspruchnahme von Fördermit-
teln errichtet wurden, wird die zeitliche Befreiung von der Grundsteuer gewährt, wenn die Voraussetzun-
gen für die Förderung nach den im Abs. 1 angeführten Gesetzen gegeben sind. Das Vorliegen der Vor-
aussetzungen der Förderbarkeit hat die Landesregierung über Antrag festzustellen.“ 

2. Im § 2 Abs. 2 wird das Zitat „Bewertungsgesetz 1955, BGBl. Nr. 148, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 21/1995 und die Kundmachung BGBl. Nr. 50/1995“ durch das Zitat „Bewertungsge-
setz 1955 - BewG 1955, BGBl. Nr. 148, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2006“ ersetzt. 

3. § 3 Abs. 3 lautet: 
„(3) Dem Antrag gemäß Abs. 1 sind anzuschließen: 

 1. im Falle der Zusicherung der Förderung gemäß § 1 Abs. 1 die Zweitschrift der Erklärung zur 
Feststellung des Einheitswertes (§ 80 Bewertungsgesetz 1955) und die Zusicherung der Wohn-
bauförderung; 

 2. im Falle der beantragten Feststellung des Vorliegens der Voraussetzungen der Förderbarkeit nach 
§ 1 Abs. 2 die Zweitschrift der Erklärung zur Feststellung des Einheitswerts (§ 80 Bewertungsge-
setz 1955) und die Feststellung der Landesregierung über das Vorliegen der Voraussetzung der 
Förderbarkeit.“ 
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4. § 5 lautet: 

„§ 5 
Vorzeitiges Erlöschen der Befreiung 

(1) Wird im Falle der Grundsteuerbefreiung gemäß § 1 Abs. 1 die Zusicherung der Förderung wider-
rufen oder das Förderungsdarlehen gekündigt oder werden die Zinsenzuschüsse eingestellt, so erlischt die 
Grundsteuerbefreiung mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die genannten Maßnahmen wirksam wer-
den. Die Landesregierung hat der Gemeinde den Widerruf der Zusicherung der Förderung, die Kündigung 
des Förderungsdarlehens oder die Einstellung der Zinsenzuschüsse mitzuteilen. 

(2) Die Grundsteuerbefreiung gemäß § 1 Abs. 2 erlischt, wenn ein Tatbestand eintritt, der im Falle einer 
Gewährung der Wohnbauförderung nach Abs. 1 zu einem Erlöschen der Grundsteuerbefreiung führen 
würde. Die Grundsteuerbefreiung erlischt in diesem Fall mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Tat-
bestand eingetreten ist.“ 

5. Dem § 8 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
„(3) Die Bestimmungen des Gesetzes LGBl. Nr. 21/2007 treten mit 1. Jänner 2007 in Kraft.“ 

 
 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Prior  Nießl 
 

22. Gesetz vom 1. Feber 2007, mit dem das Flurverfassungs-Landesgesetz geändert wird 

Der Landtag hat - teilweise in Ausführung des Flurverfassungs-Grundsatzgesetzes 1951, BGBl. 
Nr. 103/1951, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 87/2005, - beschlossen: 

Das Flurverfassungs-Landesgesetz, LGBl. Nr. 40/1970, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. 
Nr. 61/2003, wird wie folgt geändert: 

1. In § 16a Abs. 4 wird das Zitat „§ 16b Abs. 8“ durch das Zitat „§ 16b Abs. 9“ ersetzt. 

2. § 16b Abs. 8 lautet: 
„(8) Parteistellung haben neben den im § 91 Abs. 1 lit. a genannten Parteien die Burgenländische 

Landesumweltanwaltschaft mit den Rechten nach Abs. 9, die Standortgemeinde und Umweltorganisatio-
nen gemäß § 19 Abs. 6 bis 9 des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 (UVP-G 2000), soweit 
diese Umweltorganisationen zur Ausübung der Parteienrechte im Burgenland befugt sind, mit den Rech-
ten nach Abs. 10.“ 

3. Dem § 16b werden folgende Abs. 9 und 10 angefügt: 
„(9) Die Burgenländische Landesumweltanwaltschaft ist berechtigt, die Einhaltung von Rechtsvor-

schriften, die dem Schutz der Umwelt oder der von ihr wahrzunehmenden öffentlichen Interessen dienen, 
als subjektives Recht im Verfahren geltend zu machen, Rechtsmittel zu ergreifen und Beschwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

(10) Eine Umweltorganisation gemäß Abs. 8 ist berechtigt, die Einhaltung von Umweltschutzvor-
schriften im Verfahren geltend zu machen, soweit sie während der Auflagefrist gemäß § 16b Abs. 4 schrift-
lich Einwendungen erhoben hat. Sie ist auch berechtigt, Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu 
erheben.“ 

4. § 58 Abs. 4 entfällt. 
 
 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Prior  Nießl 
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23. Gesetz vom 1. Feber 2007, mit dem das Burgenländische Raumplanungsgesetz 
geändert wird 

Der Landtag hat beschlossen: 

Das Gesetz vom 20. März 1969 über die Raumplanung im Burgenland (Burgenländisches Raumpla-
nungsgesetz), LGBl. Nr. 18/1969, zuletzt geändert mit LGBl. Nr. 47/2006, wird wie folgt geändert: 

1. § 16 Abs. 3 und Abs. 4 lauten: 
„(3) Im Flächenwidmungsplan sind weiters gesondert auszuweisen: 

 1. landwirtschaftlich genutzte Grünflächen, auf denen landwirtschaftliche Gebäude und landwirt-
schaftliche Bauwerke mit Überdachung errichtet werden; 

 2. landwirtschaftlich genutzte Grünflächen, auf denen bestehende landwirtschaftliche Gebäude oder 
bestehende landwirtschaftliche Bauwerke mit Überdachung erweitert oder einer anderen land-
wirtschaftlichen Nutzung zugeführt werden; 

 3. Grünflächen, auf denen bestehende nicht landwirtschaftliche Gebäude oder bestehende nicht land-
wirtschaftliche Bauwerke mit Überdachung einer landwirtschaftlichen Nutzung zugeführt werden. 

Von dieser gesonderten Ausweispflicht sind geringfügige Bauvorhaben im Sinne des § 16 Abs. 1 Burgen-
ländisches Baugesetz 1997, LGBl. Nr. 10/1998, in der jeweils geltenden Fassung, ausgenommen. 

(4) Im Fall der gesonderten Ausweisung von Grünflächen gemäß Abs. 2 und Abs. 3 kann die Ge-
meinde eine Befristung für einen Zeitraum von fünf bis zehn Jahren festlegen. Die Befristung ist im Flä-
chenwidmungsplan ersichtlich zu machen. Die Gemeinde kann für den Fall, dass nach Ablauf der Frist 
eine der gesonderten Ausweisung entsprechende Nutzung nicht oder nicht mehr vorliegt, die gesonderte 
Ausweisung aufheben, wobei ein allfälliger Entschädigungsanspruch gemäß § 27 nicht besteht.“ 

2. In § 17 Abs. 6 erster Satz wird die Wortfolge „über Anträge gemäß Abs. 3“ durch die Wortfolge „über 
Anträge auf Enteignung“ ersetzt. 

3. § 20 Abs. 4 lautet: 
„(4) Baumaßnahmen in Verkehrsflächen, Grünflächen gemäß § 16 Abs. 3 und sonstigen Grünflächen 

sind zulässig, wenn sie für die der Flächenwidmung entsprechende Nutzung notwendig sind. Weiters ist 
in Grünflächen und in Verkehrsflächen die Errichtung von flächenmäßig nicht ins Gewicht fallenden im 
Zusammenhang mit der Wasser- und Energieversorgung, der Abwasserentsorgung, dem Fernmelde- und 
Sendewesen oder dem Sicherheitswesen erforderlichen Anlagen sowie von Bauten, die nur vorüberge-
henden Zwecken dienen, zulässig. Ebenso sind Maßnahmen zur Erhaltung oder Verbesserung des Natur-
haushaltes (zB Biotope) zulässig.“ 

4. Nach § 29 wird folgender § 30 eingefügt: 

„§ 30 
Übergangsbestimmungen 

(1) Die Änderungen durch das Gesetz LGBl. Nr. 23/2007 treten mit Ablauf des Tages der Kundma-
chung im Landesgesetzblatt für das Burgenland in Kraft. 

(2) Bestehende Gebäude und Bauwerke mit Überdachung in Grünflächen, die entsprechend den vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes, in der Fassung LGBl. Nr. 47/2006, geltenden maßgeblichen Vorschrif-
ten rechtmäßig errichtet wurden, können ohne diese gesonderte Ausweisung bestehen bleiben.“ 
 
 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Prior  Nießl 
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